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B7‑0519/2011
Entschließung des Europäischen Parlaments zur Beantragung eines Gutachtens des Gerichtshofs zur Vereinbarkeit des Protokolls zum partnerschaftlichen Fischereiabkommen EU-Marokko mit den Verträgen

Das Europäische Parlament,
–
gestützt auf Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 21 des EU-Vertrags,
–
gestützt auf Artikel 218 Absätze 6 und 11 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

–
unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 764/2006 des Rates vom 22. Mai 2006 über den Abschluss des partnerschaftlichen Fischereiabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko
,

–
unter Hinweis auf den Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss eines Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko
 und auf das Ersuchen des Rates an das Europäische Parlament um Zustimmung
,

–
gestützt auf Artikel 90 Absatz 6 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass das erste Protokoll zum partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko am 28. Februar 2011 ausgelaufen ist;
B.
in der Erwägung, dass ein neues Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko am 13. Juli 2011 unterzeichnet wurde;
C.
in der Erwägung, dass das Protokoll der Zustimmung des Europäischen Parlaments bedarf, bevor es endgültig vom Rat abgeschlossen werden kann;

D.
in der Erwägung, dass sich der Geltungsbereich des neuen Protokolls auch auf die Gewässer vor der Küste Westsaharas erstreckt, das seit 1963 auf der Liste der Vereinten Nationen mit den Hoheitsgebieten ohne Selbstregierung steht;

E.
in der Erwägung, dass Wirtschaftstätigkeiten im Zusammenhang mit den natürlichen Ressourcen eines Hoheitsgebiets ohne Selbstregierung im Interesse der Bevölkerung dieses Hoheitsgebiets und ihren Wünschen gemäß erfolgen müssen, damit sie mit dem Völkerrecht vereinbar sind; in der Erwägung, dass nicht nachgewiesen worden ist, dass die finanzielle Gegenleistung der Union im Interesse der Bevölkerung Westsaharas eingesetzt wird; 
F.
in der Erwägung, dass diese Verpflichtungen nicht nur für Marokko, sondern auch für die Union als Hauptnutznießer des partnerschaftlichen Fischereiabkommens und des dazugehörigen Protokolls bindend sind;

1.
ist der Ansicht, dass eine Rechtsunsicherheit bezüglich der Vereinbarkeit des neuen Protokolls mit dem Völkerrecht im Hinblick auf die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Interessen des Hoheitsgebiets ohne Selbstregierung Westsahara und die Nutzung seiner natürlichen Ressourcen und demnach auch bezüglich der Vereinbarkeit des neuen Protokolls mit den Verträgen besteht;

2.
beschließt, ein Gutachten des Gerichtshofs über die Vereinbarkeit dieses Protokolls mit den Verträgen einzuholen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zur Information zu übermitteln und die erforderlichen Maßnahmen einzuleiten, um vom Gerichtshof ein derartiges Gutachten zu erhalten.
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